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2. A b s c h n i t t  
Aufgaben der Betriebe

1 .  U n t e r a b s c h n i t t  
Gestaltung der Wirtschaftsverträge

§ 6
Pflichten der Leiter der Betriebe

(1) Die Leiter der Betriebe haben zu sichern, daß 
die Werktätigen bei der Gestaltung und Erfüllung der 
Wirtschaftsverträge einbezogen und an der Erreichung 
des größten volkswirtschaftlichen Nutzens materiell 
interessiert werden. Sie sind verpflichtet, gemeinsam 
mit den gesellschaftlichen Organisationen und den Pro­
duktionskomitees die Initiative der Werktätigen bei 
der Vorbereitung und Erfüllung der Wirtschaftsver­
träge zu fördern und ihnen die Bedeutung der volks­
wirtschaftlich wuchtigen Vertragspfiichten zu erläutern.

(2) Die Leiter der Betriebe haben zu sichern, daß 
der sozialistische Wettbewerb zur bestmöglichen Er­
füllung der Wirtschaftsverträge ausgenutzt und die 
sich aus den betrieblichen und zwischenbetrieblichen 
Wettbewerben der Werktätigen ergebenden Aufgaben 
beim Abschluß und bei der Erfüllung von Wirtschafts­
verträgen berücksichtigt werden.

§7
Handlungen der Mitarbeiter des Betriebes

(1) Handlungen, die Mitarbeiter des Betriebes bei 
der Vorbereitung und Erfüllung der Wirtschaftsver­
träge vornehmen, wirken unmittelbar für und gegen 
den Betrieb.

(2) Die Vertretung der'Betriebe im Rechtsverkehr 
richtet sich nach den dafür geltenden gesetzlichen Be­
stimmungen.

§8

Vertragspflicht

(1) Die Betriebe sind verpflichtet, über ihre Bezie­
hungen, die die Lieferung von Erzeugnissen, die Durch­
führung von Bau- und Montageleistungen, von wis­
senschaftlich-technischen Leistungen oder von sonsti­
gen Leistungen zum Gegenstand haben, Wirtschaftsver­
träge abzuschließen.

(2) Die Betriebe haben beim Abschluß des Wirt­
schaftsvertrages alle für die Leistung erforderlichen 
Vereinbarungen zu treffen. Sind einzelne Vereinba­
rungen zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses noch 
nicht möglich oder zweckmäßig, so ist der Zeitpunkt 
der Ergänzung zu vereinbaren.

(3) Gegenseitige Rechte und Pflichten der Betriebs 
können, wenn das zur Sicherung zentraler staatlicher 
Belange, insbesondere im Interesse der Landesvertei­
digung oder zur Überwindung der Folgen von Kata­
strophen notwendig ist, in Ausnahmefällen auch ohne 
Abschluß eines Wirtschaftsvertrages durch Planungs­
akte der hierzu durch gesetzliche Bestimmungen er­
mächtigten Organe begründet werden. Im Planungs­
akt sind die gegenseitigen Rechte und Pflichten zu be­
stimmen Die Vorschriften über Wirtschaftsverträge 
finden entsprechende Anwendung.

§9
V ertragszeitraum

(1) Die Wirtschaftsverträge können über einmalige 
oder wiederkehrende Leistungen abgeschlossen werden 
und sich über mehrere Jahre, ein Jahr, Halbjahr, Quar­
tal, eine Saison oder einen anderen Zeitraum er­
strecken.

(2) Die Betriebe vereinbaren den zweckmäßigsten 
Vertragszeitraum nach den Bedingungen der einzelnen 
Wirtschaftszweige, den Anforderungen der Planung 
und Leitung der Volkswirtschaft und den spezifischen 
Erfordernissen der jeweiligen wechselseitigen Bezie­
hungen. Der Vertragszeitraum kann durch gesetzliche 
Bestimmungen oder Koordinierungsvereinbarungen 
festgelegt werden.

Langfristige Wirtschaftsverträge

§10

(1) Erstreckt sich die Vorbereitung oder Durchfüh­
rung der Leistung über einen Planzeitraum hinaus, so 
haben die Partner langfristige Wirtschaftsverträge ab­
zuschließen. Dies gilt vor allem für die Vorbereitung 
und Durchführung von

1. Forschungs- und Entwicklungsaufgaben,
2. Investitionen, insbesondere komplexer volkswirt­

schaftlicher Vorhaben,
3. Export und Import kompletter Anlagen,
4. Aufgaben, die sich im Rahmen der internationa­

len sozialistischen Arbeitsteilung ergeben,
5. Maßnahmen zur Produktion und des Absatzes 

pflanzlicher und tierischer Erzeugnisse.

(2) Soweit es erforderlich ist, sind zur Erfüllung der 
im Abs. 1 genannten Aufgaben auch über notwendige

. Zulieferungen und Leistungen anderer Betriebe lang­
fristige Wirtschaftsverträge abzuschließen.

§11

(1) Die' Betriebe sollen ihre perspektivischen Auf­
gaben so rechtzeitig miteinander abstimmen, daß eine 
langfristig organisierte Zusammenarbeit gesichert 
wird. Hierzu sollen die Betriebe ihre Rechte und 
Pflichten bei der Gestaltung künftiger Leistungsbezie­
hungen, insbesondere zur Sicherung von Produktions­
kapazitäten und zur Entwicklung der Erzeugnisse und 
ihrer Qualität vereinbaren. Dabei sind die Termine 
aufzunehmen, zu denen die gegenseitigen Rechte und 
Pflichten zu konkretisieren sind.

(2) Werden die getroffenen Vereinbarungen geän­
dert oder aufgehoben, so finden die Vorschriften über 
den Aufwendungsersatz (§ 23) Anwendung. Verletzt 
ein Partner übernommene Pflichten, so ist er zum 
Schadenersatz verpflichtet. Die Partner können für 
diesen Fall auch Vertragsstrafen und Preissanktionen 
vereinbaren.

§ 12 .

Voraussetzungen des Vertragsabschlusses

(1) Die Betriebe haben die Wirtschaftsverträge dann 
abzuschließen, w'enn das auf Grund der technischen, 
technologischen und ökonomischen Bedingungen not-


